
 STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  

 
 
 

Niederschrift 

zur 21. Sitzung 
 des Haupt- und Finanzausschusses 

am 21.03.2017 

um 17:00 Uhr im Ratssaal 

 
T a g e s o r d n u n g 

I. Öffentlich 
 
 1     Einwohnerfragestunde 
 
 2     Feststellung der Sitzungsniederschriften vom 31.01. und 

07.02.2017 
 
 3   01 - 16 1050/2017 Änderung der Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein;  

hier: 13. Änderung zur Hauptsatzung der Stadt Emmerich am  
        Rhein vom 05.06. 2001 

 
 4   01 - 16 1003/2017 Sitzung der Arbeitsgruppe für den Regierungsbezirk Düsseldorf 

am 03.05.2017 in Tönisvorst;  
hier: Beschlussfassung über die Teilnahme von Ratsmitgliedern 

 
 6   04 - 16 1037/2017 Finanzierung der Übergangsgruppe im Familienzentrum St. Mar-

tinus 
 
 7   05 - 16 1030/2017 Verfahren zur 89. Änderung des Flächennutzungsplanes - Neu-

markt -; 
hier: 1) Bericht zu den durchgeführten Beteiligungen der Öffent- 
            lichkeit und der Behörden 
        2) Feststellungsbeschluss 

 
 8   05 - 16 1031/2017 Vorhabenbezogenes Bebauungsplanverfahren E 18/13 - VEP 

Neumarkt -; 
hier: 1) Bericht zu den durchgeführten Beteiligungen der Öffent- 
             lichkeit und der Behörden 
        2) Satzungsbeschluss 

 
 9   05 - 16 1032/2017 Bebauungsplanverfahren E 18/14 - Neumarkt/Umgebung -; 

hier: 1) Bericht zu den durchgeführten Beteiligungen der Öffent- 
            lichkeit und der Behörden 
        2) Satzungsbeschluss 

 
 10     Mitteilungen und Anfragen 
 
 11     Einwohnerfragestunde 
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Anwesend sind: 
 
Vorsitzender 
Herr Peter Hinze Bürgermeister 

Die Mitglieder 

Herr Dieter Baars  
Herr Gerd-Wilhelm Bartels  
Herr Botho Brouwer  
Herr Markus Herbert Elbers  
Herr Albert Jansen  
Herr Holger Klein für Mitglied Trüpschuch 
Herr Christoph Kukulies  
Frau Irmgard Kulka  
Herr Hans-Guido Langer  
Herr Wilhelm Lindemann  
Herr Jan Ruben Ludwig für Mitglied Schaffeld 
Herr Thomas Meschkapowitz  
Herr Manfred Mölder  
Herr Matthias Reintjes  
Frau Sabine Siebers  
Herr Joachim Sigmund  
Herr Herbert Ulrich  
 
Entschuldigt fehlen: 

Die Mitglieder 

Frau Andrea Schaffeld  
Frau Elke Trüpschuch  

Von der Verwaltung 

Herr Dr. Stefan Wachs Erster Beigeordneter 
Frau Nadine Bremer  
Herr Christian Drop  
Herr Stephan Glapski  
Herr Jochen Kemkes  
Herr Sebastian Lamers  
Frau Martina Lebbing  
Herr Tim Terhorst  
Frau Marita Evers Schriftführerin 
 
Der Vorsitzende eröffnet den öffentlichen Teil der Sitzung des Ausschusses um 17:00  Uhr. 
Er begrüßt die Damen und Herren des Ausschusses, die Vertreter der Verwaltung und der 
örtlichen Presse. 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt der Vorsitzende mit, dass Herr Manfred Brockmann 
heute verstorben sei. Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen und gedenken Herrn 
Brockmann. 
 
 
 
 
 
 



3 

Mitglied Sigmund teilt mit, dass seine Fraktion den Tagesordnungspunkt 
 
5 02 – 16 1046/2017 Aufstellung des Haushaltsplanes 2018/2019 als Doppelhaus- 
                 halt; 
    hier: Antrag Nr. V/2017 der BGE-Ratsfraktion 
zurückziehe. 

I. Öffentlich 
 
1. Einwohnerfragestunde 
  

Es sind keine Einwohner anwesend.  
  

 
2. Feststellung der Sitzungsniederschriften vom 31.01. und 07.02.2017 
  

Einwände gegen die gemäß § 21 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Rat und 
die Ausschüsse zur Feststellung vorgelegte Niederschriften werden nicht erho-
ben. Die Niederschriften werden  vom Vorsitzenden und der Schriftführerin unter-
zeichnet.  
  

 
3. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein;  

hier: 13. Änderung zur Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein vom  
         05.06. 2001 
Vorlage: 01 - 16 1050/2017 

  
Der Vorsitzende teilt das Abstimmungsverfahren aus dem Rechnungsprüfungs-
ausschuss, der vor dieser Sitzung stattgefunden hat, mit. 
Die  §§ 8 und 12 wurden einstimmig, gefasst.  
Zu dem  § 9 wurde ein Änderungsantrag gestellt. Dieser wurde mit 6 Stimmen 
dafür und 4 Stimmen dagegen gefasst und lautet wie folgt:  
 
„Zu den sächlichen und personellen Aufwendungen der Geschäftsführung erhal-
ten die im Rat der Stadt Emmerich am Rhein vertretenen Fraktionen einen jährli-
chen Grundbetrag in Höhe von 1000  Euro pro Fraktion zuzüglich eines Betrages 
von 800  Euro jährlich für jedes Mitglied der Fraktion.“ 
 
Der  § 14 wurde ebenfalls mit  6  Stimmen dafür und 4 Stimmen dagegen gefasst.  
 
Frau Lebbing erläutert die Änderungen der Hauptsatzung, die in der Vorlage ab-
gebildet sind.  
 
Mitglied Ulrich gibt eine persönliche Erklärung zu dem § 8 Aufwandsentschädi-
gung und Verdienstausfall ab. Er bezieht sich dabei auf das Gesetz zur kommu-
nalen Selbstverwaltung: 
„Interfraktionell war man sich darüber einig, auf die zusätzliche Aufwandsent-
schädigung zu verzichten. Jetzt werde man dazu gezwungen und das stellt sich 
so dar nach dem Motto:  
„Gut gedacht ist noch lange nicht gut gemacht“. Diese Regelung verstößt gegen 
zwei Prinzipien, einmal gegen das Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung, es 
ist ein Witz dass es im Rahmen des Gesetzes zur kommunalen Selbstverwaltung 
untergebracht wird.  
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Es ist genau das Gegenteil von dem, denn  Selbstverwaltung heißt doch, dass 
man Freiheit hat, etwas anzunehmen oder nicht anzunehmen. Hier werden wir 
gezwungen, etwas anzunehmen, was uns 28.000 € pro Jahr kostet, das ist ein 
typisches Danaergeschenk.   
 
Und das zweite Prinzip, gegen das hier verstoßen wird, ist das Konnexitätsprin-
zip, das bedeutet, dass das Land den Gemeinden nur Verpflichtungen aufbürden 
kann, für die es einen finanziellen Ausgleich gibt. Also nach dem Motto, wer die 
Musik bestellt, bezahlt sie auch. Und hier handelt es sich um einen Vertrag zu 
Lasten Dritter, d. h. die Kommunen werden gezwungen, diese Beträge auszuge-
ben. Immerhin 28.000 €, das ist kein unerheblicher Betrag, aber dahinter steckt 
im Grunde  eine ganz verquere Denkungsart, dass die Ausschussvorsitzenden 
einen Mehraufwand haben, ist unbestritten. Das hätte man auch anders regeln 
können, wenn ich jetzt einmal den Betrag von ca. 2.500 €, den jeder Ausschuss-
vorsitzende, egal wie oft der Ausschuss tagt, im Jahr bekommt, dann werden die 
Leute ja auch ans Rechnen kommen und sagen, der Ausschuss tagt dreimal oder 
viermal im Jahr, was ist das denn ein Betrag pro Sitzung. Ein Sitzungsgeld, was 
man sich leicht ausrechnen kann und der Gipfel der ganzen Geschichte ist ja 
noch, dass das Land etwas Gutes tun will auf unsere Kosten und  sich gleichzei-
tig noch bereichert dadurch, dass  diese Beträge auch noch zu versteuern sind. 
D. h. sie ziehen, wenn es auch kleine Beträge sind, immerhin die Steuern ein, 
von 28.000 €. Das ist dermaßen verrückt, dass sich hiermit meinen Protest aus-
drücken möchte, ich kann  nicht dagegen  stimmen, weil das gar nicht zur Ab-
stimmung steht, aber ich möchte das mit einer persönlichen Erklärung hier los-
werden.“ 
 
Mitglied Mölder zeigt im Namen sein Unverständnis, dass die  CDU-Fraktion jetzt 
noch zusätzlich den sächlichen und personellen Aufwand erhöhen möchte. 
 
Da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen lässt der Vorsitzende, wie eingangs 
erläutert, über den Beschluss abstimmen.  
 
Beschlussvorschlag 
 
1. 
§ 8 (Aufwandsentschädigung, Verdienstausfall) wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 3 wird die Ziffer „10“ durch „8“ ersetzt. 
 
In Absatz 6 Buchstabe f) wird der Betrag „20,00 Euro“ ersetzt durch „80.00 Euro“. 
 
3. 
§ 12 (Ortsvorsteher) wird wie folgt geändert: 
 
In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „müssen“ ersetzt durch „sollen“. 
 
Absatz 5 wird gestrichen. 
 
Abstimmungsergebnis:  Stimmen dafür 18  Stimmen dagegen 0  Enthaltungen 0 
 
 
 
 
 
 

https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=5&cad=rja&uact=8&sqi=2&ved=0ahUKEwit6rTc7O7SAhXKIcAKHYzaAXAQFgguMAQ&url=https%3A%2F%2Fde.wiktionary.org%2Fwiki%2FDanaergeschenk&usg=AFQjCNEC9-IXDcEXkTVxc8q_TSGc_Dnbpw&bvm=bv.150475504,d.bGg
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2.  
§ 9 (Auslagenersatz für Fraktionen) wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Zu den sächlichen und personellen Aufwendungen der Geschäftsführung erhal-
ten die im Rat der Stadt Emmerich am Rhein vertretenen Fraktionen einen jährli-
chen Grundbetrag in Höhe von  
1000  Euro pro Fraktion zuzüglich eines Betrages von 800  Euro jährlich für jedes 
Mitglied der Fraktion.“ 
 
Abstimmungsergebnis:  Stimmen dafür 11  Stimmen dagegen 7  Enthaltungen 
 
4. 
§ 14 (Beigeordnete) Satz 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
„Der Rat wählt zwei hauptamtliche Beigeordnete.“ 
 
Abstimmungsergebnis:  Stimmen dafür 12  Stimmen dagegen 6  Enthaltungen 
 

4. Sitzung der Arbeitsgruppe für den Regierungsbezirk Düsseldorf am 
03.05.2017 in Tönisvorst;  
hier: Beschlussfassung über die Teilnahme von Ratsmitgliedern 
Vorlage: 01 - 16 1003/2017 

  
Die Teilnehmer werden benannt und der Vorsitzende lässt hierüber abstimmen.  
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt gemäß § 7 Abs. 3 Buchst. a) der 
Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein die Teilnahme von 
 
Gerhard Gertsen, 
Irmgard Kulka, 
Matthias Reintjes, 
Joachim Sigmund und  
Christoph Kukulies 
 
an der Sitzung der Arbeitsgemeinschaft für den Regierungsbezirk Düsseldorf am 
3. Mai 2017 in Tönisvorst. 
 
Stimmen dafür 18  Stimmen dagegen 0  Enthaltungen 0   

  
6. Finanzierung der Übergangsgruppe im Familienzentrum St. Martinus 

Vorlage: 04 - 16 1037/2017 
  

Der Vorsitzende lässt über den Antrag, gemäß Vorlage zu beschließen, abstim-
men.  
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt, die Einrichtungskosten für die 
Übergangsgruppe im  Familienzentrum St. Martinus, nach Abzug  von Mitteln 
Dritter,  zu übernehmen. Darüber hinaus werden im Rahmen eines freiwilligen 
Zuschusses die höheren Betriebskosten der zusätzlichen Ü3-Plätze übernom-
men.  
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Der Rat sichert der Kirchengemeinde St. Vitus Kostenneutralität für die Schaffung 
der zusätzlichen Ü3-Plätze zu.   
 
Stimmen dafür 18  Stimmen dagegen 0  Enthaltungen 0   

 
 
7. Verfahren zur 89. Änderung des Flächennutzungsplanes - Neumarkt -; 

hier: 1) Bericht zu den durchgeführten Beteiligungen der Öffentlichkeit und  
            der Behörden 
        2) Feststellungsbeschluss 
Vorlage: 05 - 16 1030/2017 

  
Der Vorsitzende lässt über den Antrag, gemäß Vorlage zu beschließen, abstim-
men.  
 
Beschlussvorschlag 
 
Zu 1) 
 

I. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
 
1.1 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Abgrenzung 

des Plangebietes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
1.2 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Darstellung 

einer gemischten Baufläche mit den Ausführungen der Verwaltung abge-
wogen ist.  

 
2. Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
3. Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
4. Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
5. Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
6. Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
7. Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
8. Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
9.1 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
9.2 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Feuerwehrzu-

fahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
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9.3 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich des Entfalls der 

Stellplätze mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
9.4 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Höhe der Mau-

er mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
10.1 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
10.2 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Eierstraße mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
11.1  Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
11.2  Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Höhe der Mau-

er mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
12.1 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
12.2 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Zugänglichkeit 

der Feuerwehr mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
13.1 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich des Weges mit 

Mülltonnen mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
13.2 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Lage der Tief-

garagenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
13.3 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich der Gebäudehöhe 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
13.4 Der Rat beschließt, dass die Stellungnahme bezüglich des Entfalls von 

Parkplätzen mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
 

II. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB 

 
1.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Immissionsrichtwerte für die 

geplante Wohnnutzung innerhalb des Sondergebiets aufzuzeigen, mit den 
Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
1.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung, das Schallgutachten hinsichtlich 

der Ausführungen zu den Spitzenpegeln zu überarbeiten, mit den Ausfüh-
rungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
1.3 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Spitzenpegel für die geplante 

Wohnnutzung innerhalb des Sondergebiets zu untersuchen, mit den Aus-
führungen der Verwaltung abgewogen ist. 

2. Der Rat nimmt die Anregungen des Amtes für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland zur Kenntnis. 
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3.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Änderung der Festsetzung der 

Art der baulichen Nutzung mit den Ausführungen der Verwaltung abgewo-
gen ist. 

 
3.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Aussagen zur städtebaulichen 

Verträglichkeitsanalyse auszubauen und die Flächenproduktivitäten anzu-
passen, mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  

 
3.3 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die naturschutzrechtliche Prüfung 

zu aktualisieren, mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
3.4 Der Rat beschließt, dass die Anregung, den immissionsschutzrechtlichen 

Konflikt auf der Ebene des Flächennutzungsplans zu bewältigen, mit den 
Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
4.  Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Inanspruchnahme des Grund-

stücks der Stadtwerke mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen 
ist. 

 
5.  Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Hochwasserschutz mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
 

III. Stellungnahmen aus der 1. förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
1. Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Verschieben des Baukörpers 

in östlicher Richtung mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen 
ist.  

 
2.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung, das Flurstück 628 insgesamt zum 

Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens E 18/14 zu machen, mit den 
Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
2.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Anbindung des Flurstücks 628 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.3 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Durchfahrtsbreite der öffentli-

chen Verkehrsfläche mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen 
ist. 

 
2.4 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Herstellung einer Feuerwehr-

zufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.5 Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Stellflächen für Mülltonnen mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.6 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Einhausung der Tiefgarage mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
2.7 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Prüfung des Lärmschutzgut-

achtens durch den Kreis Kleve mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen ist. 
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2.8 Der Rat beschließt, dass die Anregung zu unstimmigen Punkten im 
Schallgutachten mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
 
2.9 Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Rückfahrwarneinrichtungen von 

Zuliefer-LKW mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.10 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Ausgestaltung der Brüstung 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.11 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Festsetzung von Baulinien mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.12 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur überbaubaren Grundstückflä-

che mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.13 Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Klimaschutzkonzept mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.14 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Aufstockung des Gebäudes 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.15 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur geplanten Traufhöhe mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.16 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Festsetzung eines reinen 

Wohngebietes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Rückfahrwarneinrichtungen mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Lüftungsgeräuschen mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.3 Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Parkplatzsuchverkehr in der 

Tiefgarage mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.4  Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Regelung der Anlieferzeiten 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.5 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Abholung von Presscontainern 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 

 

IV. Stellungnahmen aus der 1. förmlichen Behördenbeteiligung ge    
      mäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
1.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Schutzbedürftigkeit vergleichbar 

einem Mischgebiet festzusetzen, mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen ist. 

 
1.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Anlieferungszeiten textlich fest-

zusetzen, mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
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1.3 Der Rat beschließt, dass die Auffassung, die Überschreitung des Immissi-

onsrichtwerts am Immissionspunkt IP 4 sei nicht zulässig, nicht geteilt wird 
und mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

1.4 Der Rat beschließt, dass die Hinweise zum Umgang mit der Baugebietska-
tegorie „Urbanes Gebiet (MU)“, mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen sind. 

 
2.1 Der Rat nimmt die Zustimmung der Bezirksregierung Düsseldorf (Obere 

Raumordnungsbehörde) zur Kenntnis. 
 
2.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Angaben zu den Verkaufsflä-

chen zu harmonisieren, mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen 
ist. 

 
2.3 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die artenschutzrechtliche Prüfung 

zu ergänzen, mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.4 Der Rat nimmt den Hinweis zur Beteiligung der Unteren Immissionsschutz-

behörde zur Kenntnis. 
 
3. Der Rat nimmt den Hinweis zur Beschreibung der Hochwassersituation zur 

Kenntnis. 
 
4. Der Rat beschließt, dass die Anregungen der Stadtwerke Emmerich mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen sind. 
 

V. Stellungnahmen aus der 2. förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass keine Anregungen und Bedenken im Rahmen 
der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 
BauGB geäußert wurden. 
 
 

VI. Stellungnahmen aus der 2. förmlichen Behördenbeteiligung ge-
mäß § 4a Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
1. Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Konfliktlösung auf der Bauleit-

planungsebene mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
Zu 2) 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt den Entwurf der 89. Änderung 
des Flächennutzungsplanes mit Erläuterungsbericht gemäß § 2 Abs. 1 i. V. mit 
Abs. 4 in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722) als 89. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Em-
merich am Rhein. 
 
 
Stimmen dafür 13  Stimmen dagegen 5  Enthaltungen 0   
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8. Vorhabenbezogenes Bebauungsplanverfahren E 18/13 - VEP Neumarkt -; 

hier: 1) Bericht zu den durchgeführten Beteiligungen der Öffentlichkeit und  
             der Behörden 
        2) Satzungsbeschluss 
Vorlage: 05 - 16 1031/2017 

  
Über den Antrag von Mitglied Jansen, gemäß Vorlage zu beschließen, lässt der 
Vorsitzende abstimmen.  
 
Beschlussvorschlag 
 
Zu 1) 
 
I. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 

30.06.2011 
 

1. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Parkgebühren mit 
den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
2. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Erreichbarkeit der 

Begegnungsstätte mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Anzahl der Woh-

nungen mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
4. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Geschossigkeit des 

Baukörpers mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
II. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 

05.06.2014 
 
1. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich des Bedarfes eines Le-

bensmittelmarktes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich des Schallschutzes der 

Tiefgaragenzufahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der öffentlichen Toiletten 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
4. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Zugänglichkeit der 

Dachterrasse mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
5. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Fassadengestaltung 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
6. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Platzfläche nordöst-

lich des Gebäudes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
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III. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zur 

89. Flächennutzungsplanänderung 2016 
 
Der Rat beschließt, dass die Anregungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-
teiligung im Jahr 2016 zur 89. Flächennutzungsplanänderung, die ebenfalls den 
Bebauungsplan Nr. E 18/13 - VEP Neumarkt- betreffen, mit den Ausführungen 
der Verwaltung abgewogen sind. Es wird auf die Darstellung im Rahmen der 89. 
Flächennutzungsplanänderung (Vorlage 05-16 0915/2016) verwiesen.  
 
IV. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß  

§ 4 Abs. 1 BauGB 
 
1. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich des Immissionsschutzes 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich des Hochwasserschut-

zes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Trafostation mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Trafostation mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
 
V. Stellungnahmen aus der 1. förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung ge-

mäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 
1.      Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Verschieben des Baukörpers in    
        östlicher Richtung mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
2.1    Der Rat beschließt, dass die Anregung, das Flurstück 628 insgesamt zum 

Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens E 18/14 zu machen, mit den 
Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
2.2    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Anbindung des Flurstücks 628 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.3    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Durchfahrtsbreite der öffentli- 
         chen Verkehrsfläche mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.4     Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Herstellung einer Feuerwehrzu- 
         fahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.5    Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Stellflächen für Mülltonnen mit  
         den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.6    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Einhausung der Tiefgarage mit    
        den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
2.7   Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Prüfung des Lärmschutzgutach- 
        tens durch den Kreis Kleve mit den Ausführungen der Verwaltung abgewo- 
        gen ist. 
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2.8     Der Rat beschließt, dass die Anregung zu unstimmigen Punkten im Schall 
          gutachten mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.9     Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Rückfahrwarneinrichtungen von  
          Zuliefer-LKW mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.10   Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Ausgestaltung der Brüstung mit  
         den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.11   Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Festsetzung von Baulinien mit  
          den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.12   Der Rat beschließt, dass die Anregung zur überbaubaren Grundstückfläche  
          mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.13   Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Klimaschutzkonzept mit den  
         Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.14   Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Aufstockung des Gebäudes mit    
         den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.15   Der Rat beschließt, dass die Anregung zur geplanten Traufhöhe mit den  
         Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.16  Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Festsetzung eines reinen  
         Wohngebietes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Rückfahrwarneinrichtungen mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Lüftungsgeräuschen mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.3 Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Parkplatzsuchverkehr in der 

Tiefgarage mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3.5  Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Regelung der Anlieferzeiten mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
 3.5 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Abholung von Presscontainern 

mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
 
VI. Stellungnahmen aus der 1. förmlichen Behördenbeteiligung gemäß  
         § 4 Abs. 2 BauGB 

 
1.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Schutzbedürftigkeit vergleichbar 

einem Mischgebiet festzusetzen, mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen ist. 

 
1.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Anlieferungszeiten textlich fest-

zusetzen, mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
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1.3 Der Rat beschließt, dass die Auffassung, die Überschreitung des Immissi-

onsrichtwerts am Immissionspunkt IP 4 sei nicht zulässig, nicht geteilt wird 
und mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

1.4 Der Rat beschließt, dass die Hinweise zum Umgang mit der Baugebietska-
tegorie „Urbanes Gebiet (MU)“, mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen sind. 

 
2. Der Rat nimmt den Hinweis zur Beschreibung der Hochwassersituation zur 

Kenntnis. 
 
3. Der Rat beschließt, dass die Anregungen der Stadtwerke Emmerich mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen sind. 
 
 

VII. Stellungnahmen aus der 2. förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass keine Anregungen und Bedenken im Rahmen 
der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 
BauGB geäußert wurden. 
 

VIII. Stellungnahmen aus der 2. förmlichen Behördenbeteiligung ge-
mäß § 4a Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
2. Der Rat beschließt, dass die Belange der Stadtwerke Emmerich mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen sind. 
 
2.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung, die Schutzbedürftigkeit vergleichbar 

einem Mischgebiet festzusetzen, mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen ist. 

 
2.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Überschreitung der Gesamt-

Immissionsrichtwerte am Neuen Steinweg mit den Ausführungen der Ver-
waltung abgewogen ist. 

 
2.3 Der Rat beschließt, dass die Auffassung, die Überschreitung des Immissi-

onsrichtwerts am Immissionspunkt IP 4 sei nicht zulässig, nicht geteilt wird 
und mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

2.4 Der Rat beschließt, dass die Hinweise zum Umgang mit der Baugebietska-
tegorie „Urbanes Gebiet (MU)“, mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen sind. 

 
 
Zu 2) 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt den Entwurf des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans Nr. E 18/13 -VEP Neumarkt- gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung. 
 
 
Stimmen dafür 13  Stimmen dagegen 5  Enthaltungen 0   
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9. Bebauungsplanverfahren E 18/14 - Neumarkt/Umgebung -; 

hier: 1) Bericht zu den durchgeführten Beteiligungen der Öffentlichkeit und  
            der  Behörden 
        2) Satzungsbeschluss 
Vorlage: 05 - 16 1032/2017 

  
Über den Antrag von Mitglied Jansen, gemäß Vorlage zu beschließen, lässt der 
Vorsitzende abstimmen.  
 
Beschlussvorschlag 
 
Zu 1) 
 
I. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ge-

mäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 05.06.2014 
 
1. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich des Standortes des Wo-

chenmarktes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Parkplätze mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
3. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der bestehenden Pas-

sage mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
4. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich der Bepflanzung mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
5. Der Rat beschließt, dass die Anregung hinsichtlich des Bodenmaterials mit 

den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
II. Stellungnahmen aus der 1. förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
2. Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Verschieben des Baukörpers in 

östlicher Richtung mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist.  
 
2.1    Der Rat beschließt, dass die Anregung, das Flurstück 628 insgesamt zum 

Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens E 18/14 zu machen, mit den 
Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
2.2    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Anbindung des Flurstücks 628  
         mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.3    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Durchfahrtsbreite der öffentli-

chen Verkehrsfläche mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.4    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Herstellung einer Feuerwehrzu-

fahrt mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.5    Der Rat beschließt, dass die Anregung zu Stellflächen für Mülltonnen mit  
        den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
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2.6    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Festsetzung von Baulinien mit   
        den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.7    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur überbaubaren Grundstückfläche  
         mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.8    Der Rat beschließt, dass die Anregung zum Klimaschutzkonzept mit den       
        Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.9    Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Aufstockung des Gebäudes mit     
         den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 
2.10  Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Festsetzung eines reinen   
        Wohngebietes mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 
 

 
III. Stellungnahmen aus der 1. förmlichen Behördenbeteiligung  

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 
1.1 Der Rat beschließt, dass die Auffassung, die Überschreitung des Immissi-

onsrichtwerts am Immissionspunkt IP 4 sei nicht zulässig, nicht geteilt wird 
und mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

1.2 Der Rat beschließt, dass die Hinweise zum Umgang mit der Baugebietska-
tegorie „Urbanes Gebiet (MU)“, mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen sind. 

 
2. Der Rat beschließt, dass die Anregungen zur Berücksichtigung der boden-

denkmalpflegerischen Belange mit den Ausführungen der Verwaltung ab-
gewogen sind. 

 
3. Der Rat nimmt den Hinweis zur Beschreibung der Hochwassersituation zur 

Kenntnis. 
 
4. Der Rat beschließt, dass die Anregungen der Stadtwerke Emmerich mit den 

Ausführungen der Verwaltung abgewogen sind. 
 

IV. Stellungnahmen aus der 2. förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung ge-
mäß § 4a Abs. 3 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass keine Anregungen und Bedenken im Rahmen 
der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 
BauGB geäußert wurden. 
 
 
V. Stellungnahmen aus der 2. förmlichen Behördenbeteiligung gemäß 

§ 4a Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

1. Der Rat beschließt, dass die Belange des LVR (Landesamt für Bodendenk-
malpflege) mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen sind. 

 
2. Der Rat beschließt, dass die Belange der Stadtwerke Emmerich mit deAus-

führungen der Verwaltung abgewogen sind. 
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3.1 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Artenschutzprüfung mit den 
Ausführungen der Verwaltung abgewogen sind. 

 
3.2 Der Rat beschließt, dass die Anregung zur Überschreitung der Gesamt-

Immissionsrichtwerte am Neuen Steinweg mit den Ausführungen der Ver-
waltung abgewogen ist. 

 
2.3 Der Rat beschließt, dass die Auffassung, die Überschreitung des Immissi-

onsrichtwerts am Immissionspunkt IP 4 sei nicht zulässig, nicht geteilt wird 
und mit den Ausführungen der Verwaltung abgewogen ist. 

 
Zu 2) 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt den Entwurf des Bebauungs-
plans Nr. E 18/14 -Neumarkt/Umgebung- gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung. 
 
 
Stimmen dafür 13  Stimmen dagegen 5  Enthaltungen 0   

 
10. Mitteilungen und Anfragen 
  

 
Es liegen weder Mitteilungen noch Anfragen vor. 
 
  

 
11. Einwohnerfragestunde 
  

 
Es sind keine Einwohner anwesend.  
 
  

 
 
Der Vorsitzende schließt den öffentlichen Teil der Sitzung um 17:15 Uhr nachdem keine 
weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen. 
 
 
 
46446 Emmerich am Rhein, den 24. März 2017 
 
 
 
Peter Hinze  
Vorsitzender 
 
 
 
Marita Evers 
Schriftführer/in 
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